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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 8 SO 41/07 B 
 
L 7 SO 4334/06 (LSG Baden-Württemberg) 
S 3 SO 1068/05 (SG Reutlingen) 
 
 
 
 
....................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:  .............................................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Reutlingen, 
Bismarckstraße 14, 72764 Reutlingen, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
 
 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. April 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   E i c h e r   sowie den Richter   Dr.  K o l o c z e k 

und die Richterin   B e h r e n d   beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 18. Oktober 2007 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Durch Beschluss vom 20. Dezember 2007 hat der Senat dem Kläger für das Verfahren der Be-

schwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-

Württemberg (LSG) vom 18. Oktober 2007 Prozesskostenhilfe bewilligt und Rechtsanwalt 

P.          zur Vertretung im Beschwerdeverfahren beigeordnet. Der Kläger hat hierauf am 

25. Januar 2008 durch seinen Prozessbevollmächtigten Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt 

und hinsichtlich der Versäumung der Beschwerdefrist Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

beantragt.   

 

Der Senat hat dem Kläger mit Beschluss vom 27. Februar 2008 wegen der versäumten Frist 

zur Einlegung der Nichtzulassungsbeschwerde Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

gewährt. Der Beschluss wurde den Prozessbevollmächtigten des Klägers am 7. März 2008 

zugestellt. Die Beschwerde ist bisher aber nicht begründet worden. 

 

Wenn Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der Frist zur Einlegung der 

Beschwerde gewährt wird, so steht für die Begründung des Rechtsmittels eine weitere Frist von 

einem Monat zur Verfügung, die mit Zustellung des die Wiedereinsetzung bewilligenden Be-

schlusses beginnt (vgl BSG SozR 1500 § 164 Nr 9; BVerwGE 36, 340; BAGE 43, 297). Danach 

hätte die Beschwerde spätestens bis zum 7. April 2008 begründet werden müssen. 

 

Da dies nicht geschehen ist, muss die Beschwerde durch Beschluss ohne Zuziehung der 

ehrenamtlichen Richter als unzulässig verworfen werden (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

SGG). Dem mit Schriftsatz vom 25. Januar 2008 gestellten Antrag, die Frist zur Begründung 

der Beschwerde um einen Monat zu verlängern, konnte schon deshalb nicht entsprochen 

werden, weil eine solche Möglichkeit im Gesetz nicht vorgesehen ist. Hierauf ist der Kläger mit 

Schreiben des Vorsitzenden vom 6. Februar 2008 ausdrücklich hingewiesen worden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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